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A.   Einleitung: Wechselwirkungen zwischen 
Zivil- und Steuerrecht

Die steuerlichen Folgewirkungen unvorteilhafter oder gar 
gescheiterter Kapitalanlagen sind nach wie vor ein promi-
nentes Thema in der Besteuerungspraxis. Zwei Hauptbe-
reiche lassen sich in der gegenwärtigen Diskussion vonei-
nander abgrenzen: Zum einen geht es um die steuerliche 
Berücksichtigung wertlos gewordener Kapitalanlagen, 1 
wobei hier in jüngster Zeit Rechtsprechung und Gesetzge-
ber ein wechselvolles Spiel mit den Steuerpflichtigen ge-
trieben haben, dessen grundsätzliche Zielrichtung zwar im 
Sinne einer Klarstellung anerkennenswert ist, für den Steu-
erpflichtigen und seinen Berater aber eine unnötige Viel-
zahl von zeitabschnittsbezogenen Einzelfallregelungen ge-
schaffen wurde.2

Der andere Bereich betrifft die Fragestellung, ob und in-
wieweit Kompensationen (ggf. von dritter Seite) ihrerseits 
der Besteuerung unterliegen (können) und hierdurch steu-
erliche Effekte gerade aufgrund eingetretener Verluste ganz 
oder teilweise kompensiert werden. Hierum geht es im Fol-
genden. Die Bedeutung dieser – steuerlichen – Fragestellung 
ist vor einigen Jahren auch deshalb in den Vordergrund 
gerückt, weil im Rahmen von – zivilrechtlichen – Ausei-
nandersetzungen geschädigter Anleger gegenüber Banken, 
Emittenten, Finanzintermediären und anderen Dritten bei 
der Frage der Schadenskompensation auch regelmäßig die 
Frage der Anrechnung (ggf. beim geschädigten Anleger ver-
bleibender) „Steuervorteile“, d. h. steuerliche zu berück-
sichtigende Verluste, eine Rolle spielt.3 Obwohl jedenfalls 
grundsätzlich die teilkompensatorische Wirkung entspre-
chender steuerlicher Entlastungseffekte, erst recht wenn 
sie mit anderen Einkünften des betreffenden Anlegers ver-
rechenbar sein könnten, im Rahmen der zivilrechtlichen 
Schadensberechnung zu berücksichtigen ist,4 war und ist 
hier doch die gesteigerte „Unlust“ der Zivilgerichte deut-
lich hervorgetreten, sich – nach Bejahung einer Schadener-
satzverpflichtung dem Grunde nach – mit diesbezüglichen 
steuerlichen Detailfragen bei der Schadensberechnung aus-
einanderzusetzen. Hieraus entstand wiederum eine im 
Sinne der geschädigten Anleger recht großzügige Rechtspre-
chung, welche unter Inanspruchnahme des Grundgedan-
kens einer steuererhöhenden Wirkung der – angestrebten – 
Kompensationsleistung zu dem generalisierenden Ergebnis 

kommt, daß mit den Verlusten einhergehende steuerent-
lastende Wirkungen regelmäßig deshalb nicht zu berück-
sichtigen sind, weil die Kompensationsleistungen ihrerseits 
auch wiederum steuererhöhende Wirkungen haben und 
sich diese Effekte deshalb aufheben.5 Dies gipfelte in Aus-
sagen wie „Steuervorteile (…) unterliegen der Einkommen-
steuer“6 oder „… fließen dem Erwerber als Werbungskosten 
geltend gemachte Aufwendungen zu, die als Einnahmen aus 
Vermietung und Verpachtung zu versteuern sind“.7 Mögen 
solche Formulierungen bei einem Steuerrechtler auch zu 
hochgezogenen Augenbrauen führen, so ist doch nicht zu 
verkennen, daß – vielleicht nicht unbeeinflußt durch diese 
zivilrechtlichen „Vorgaben“ – die steuerliche Verwaltungs-
praxis ihrerseits zu einer relativ umfassenden Bejahung der 
Steuerwirksamkeit solcher Kompensationsleistungen in 
den letzten Jahren gekommen ist.8 Entsprechende Fragen 
tauchen immer wieder und auch bei schon einigen Jahren 
zurückliegenden Sachverhalten auf, bei denen oftmals erst 
viele Jahre später die zu beurteilenden Rechtsverhältnisse 
geklärt und damit der Frage ihrer Besteuerung zugeführt 
werden. Auch der oft zu verzeichnende Zusammenhang 
mit – gleichzeitig oder sogar zur Finanzierung der betref-
fenden Kapitalanlage – bestehenden Darlehensverhältnis-
sen und die Diskussion über Widerrufsmöglichkeiten und 
ihre Rechtsfolgen für die Rückzahlungsverpflichtung der 
Darlehenssumme selbst und/oder der Zinsen9 haben das 
Thema weiterhin befeuert. 

1 Vgl. z. B. BFH, Urteile vom 12.01.2016 – IX R 48/49/50-14, zuletzt etwa 
BFH Urteil vom 17.11.2020 – VIII R 20/18; vgl. auch jüngst Söffing, 
Darstellung des Urteils vom BFH – VIII R 9/17, in steueranwalts-
magazin 2021, S. 79 f.

2 Vgl. hierzu Zacher, steueranwaltsmagazin 2020, S. 60 ff. und 
§ 20 Abs. 6 n.F. EStG.

3 Grundlegend etwa BGH, Urteil vom 18.12.2012 – II ZR 259/11.

4 BGH, Urteil vom 06.02.2006 – II ZR 329/04; Beschluß vom 13.12.2016 
– II ZR 310/15; sowie das Urteil in FN 3.

5 Vgl. das Urteil in FN 3.

6 So BGH, Urteil vom 18.12.2012 – II ZR 248/11.

7 So BGH, VU vom 26.01.2012 – VII ZR 154/10.

8 Vgl. etwa Meyer, BKR 2016, S. 309 ff.

9 Zur besonderen Problematik der Berücksichtigung der Kapitalertrag-
steuer für die Darlehenszinsen bzw. den Nutzungsersatz selbst vgl. 
Lühmann, BKR 2017, S. 450 unter kritischer Würdigung der Recht-
sprechung.
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B.   Kompensation und Vergleiche in 
„Gemengelagen“

I. Unklare Anspruchs- bzw. Leistungsbeziehungen

Die Rechtsprechung der Finanzgerichte und des Bundesfi-
nanzhofes kann dabei für sich in Anspruch nehmen, daß 
sie es trotz des beschriebenen „Trends“ zur Bejahung der 
Steuerwirkung derartiger Kompensationsleistungen durch-
aus mit der diesbezüglichen Prüfung genau nimmt und 
sich naheliegender Verallgemeinerungen weitgehend ent-
hält. Ein aktuelles Urteil des Bundesfinanzhofes, welches 
eine für die Problematik durchaus typische Gemengelage 
verschiedener Aspekte im Rahmen der Kompensationslei-
stung einer finanzierenden Bank zum Gegenstand hatte, ist 
hierfür ein gelungenes Beispiel.10 Im zu beurteilenden Fall 
ging es – vereinfacht – darum, daß der Steuerpflichtige und 
Bankkunde bei seiner Bank ein Darlehen zur Finanzierung 
einer Eigentumswohnung zu Anlagezwecken aufgenom-
men hatte. Zeitgleich mit eingetretenen Schwierigkeiten bei 
der Bedienung der Darlehensverpflichtungen machte dieser 
geltend, daß die Bank ihm seinerzeit die Dienste eines Im-
mobilienvermittlers dringend anempfohlen habe, der ihm 
tatsächlich im Wege der arglistigen Täuschung eine völlig 
überteuerte Immobilie „angedreht“ habe und über die er-
zielbaren Mieten getäuscht habe. Diese „drückervermittelte 
Schrottimmobilienfinanzierung“ könne er auch den Rück-
zahlungsansprüchen der Bank aus dem Darlehensverhält-
nis entgegenhalten und außerdem die Freigabe hierfür ge-
stellter Sicherheiten verlangen. 

In der Praxis sind die zu Grunde liegenden Sachver-
halte oft noch komplexer. So geht es oftmals um ein Bün-
del verschiedener Kapitalanlagen mit z. T. auch verschie-
dener steuerlicher Einordnung unter eine der relevanten 
Einkunftsarten; werden diese ganz bzw. teilweise finan-
ziert, bezieht sich die Finanzierung oft nur auf einen Teil 
der vermittelten oder jedenfalls mit Wissen der Bank erwor-
benen Anlagen. Auch die „Kausalitätsbeziehungen“ zwi-
schen den als fehlerbehaftet postulierten Erwerben der Ka-
pitalanlagen und den Schwierigkeiten bei der Rückführung 
der diesbezüglichen oder anderweitigen Darlehen sind oft 
nicht eindeutig und werden von den Beteiligten – natur-
gemäß – unterschiedlich beurteilt. Während oft schon die 
bei der Kapitalanlage eingetretene Schieflage aus der Sicht 
des in Anspruch Genommenen nichts mit einer (ihm zu-
rechenbaren) fehlerhaften Aufklärung zu tun hat, sondern 
mit nachträglichen und seinerzeit nicht absehbaren Ent-
wicklungen – man denke z. B. an die ausbleibenden Miet-
zahlungen für Hotel- und Freizeitimmobilien in Zeiten der 
Pandemie –, gilt dies erst recht für die Verbindung zwischen 
der eingeschränkten wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit 
des Anlegers/Kunden und den behaupteten Pflichtverlet-
zungen. Der betreffende Anleger sieht hingegen oftmals ein 
direktes Kausalverhältnis, wohingegen die andere Seite den 
Standpunkt einnimmt, daß er aus anderen Gründen nicht 
(mehr) zur ordnungsgemäßen Bedienung seiner Verpflich-

tungen in der Lage wäre und sich erst deshalb nun darauf 
„besinnen“ würde, daß er entsprechende Gegenansprüche 
im Wege des Schadensersatzes o.Ä. oder auch durch Wider-
ruf der getroffenen Darlehensvereinbarung geltend machen 
könne.

Zivilrechtliche Gesamtlösung durch Vergleich

Das Ergebnis derartiger Auseinandersetzungen ist oftmals 
ein – außergerichtlicher oder auch gerichtlicher – Vergleich. 
Schon bei der Ausverhandlung der wirtschaftlichen Eck-
punkte werden manchmal die (erwarteten) steuerlichen Ef-
fekte der in Rede stehenden wechselseitigen Ansprüche wie 
auch der angestrebten Lösung des Konfliktes im oben ange-
sprochenen Sinne in den Blick genommen; jedenfalls nach 
Abschluß und Umsetzung einer insoweit getroffenen Ver-
einbarung kommen sie unweigerlich ins Blickfeld des Steu-
erpflichtigen wie auch seines Finanzamtes. Regelmäßig wer-
den – entsprechend der insoweit dann übereinstimmenden 
Interessenlage beider Seiten – Klauseln in der Vereinbarung 
niedergelegt, daß mit Abschluß und Durchführung des Ver-
gleichs und seinen Einzelregelungen entweder alle damit 
geregelten wechselseitigen Ansprüche oder sogar alle An-
sprüche „aus der Geschäftsbeziehung, unabhängig aus wel-
chem Rechtsgrund“ erledigt sein sollen. Dabei ist es oft eher 
Geschmacksfrage oder eine Frage der bei den beteiligten an-
waltlichen Vertretern oder dem gerichtlichen Spruchkör-
per gepflegten Praxis, ob ergänzend und mehr oder weniger 
konkretisierend noch alle insoweit in Rede stehenden An-
sprüche als „insbesondere“ miterledigt aufgeführt werden. 

II. Steuerliche Folgefragen

Sind die steuerlichen Wirkungen einer solchen Vereinba-
rung dann durch die Finanzverwaltung zu prüfen, stellt sich 
grundsätzlich die 3-schrittige Frage nach der Steuerbarkeit 
dem Grunde nach, der Steuerpflicht der in Rede stehenden 
Leistung(en) im Einzelnen und der Bemessungsgrundlage 
sowie des ggf. hierauf anzuwendenden Steuersatzes, wiede-
rum in Relation zu der (zu bejahenden) Einkunftsart. 

1. Gesamtwürdigung statt isolierter Betrachtung

Das oben angesprochene BFH-Urteil stellt eindrücklich dar, 
daß schon bei der Frage der Steuerbarkeit eine Gesamtwür-
digung des zwischen den Parteien wirtschaftlich Gewollten 
stattzufinden hat und keine Sezierung des Gesamtinhalts 
im Hinblick auf Teil-Regelungsinhalte, welche isoliert ge-
sehen bestimmten Einkunftsarten zugeordnet werden 
könnten. Wenn es gerade das erklärte Ziel der Parteien 
wäre, eine Gesamteinigung im Hinblick auf einerseits be-
stehende (vertragliche Darlehens-) Ansprüche und anderer-
seits behauptete Gegenansprüche im Hinblick auf mögliche 
Schadensersatz- oder Rückabwicklungsverpflichtungen aus 

10 BGH, Urteil vom 10.11.2020 – IX R 32/19.
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dem Widerruf von geschlossenen Verträgen insgesamt zu 
regeln, müsse dieser Charakter einer Gesamtregelung auch 
akzeptiert werden.11 Er könne nicht in Einzelsachverhalte 
aufgeteilt werden, denen dann virtuell bestimmte Kompen-
sationsbeträge oder der Verzicht auf diesbezügliche Ansprü-
che im Einzelnen oder gar eine (nicht erklärte) Aufrech-
nung zwischen solchen Einzelansprüchen zu Grunde gelegt 
werden könne. Lebensnah weist der Bundesfinanzhof auch 
darauf hin, daß einerseits im Rahmen derartiger „Gesamt-
auseinandersetzungen“ von beiden Seiten oft zahlreiche 
tatsächliche oder vermeintliche Ansprüche ins Feld ge-
führt würden, die in ihrer Berechtigung zweifelhaft wären. 
Daß – würde eine Gesamteinigung gefunden – umgekehrt 
auch beide Seiten darauf Wert legten, daß diese Ansprüche 
– gerade ohne Klärung ihrer Berechtigung im Detail – hier-
mit umfassend geregelt und abgegolten wären, läge in der 
Natur der Sache.12 

Hinzu kommt gerade bei Banken und anderen Finan-
zinstituten mit umfassender Geschäftsbeziehung zum be-
treffenden Steuerpflichtigen, daß vor dem Hintergrund 
einer sich abzeichnenden eingeschränkten wirtschaftli-
chen Leistungsfähigkeit – durch welche Umstände sie auch 
immer hervorgerufen sein mag – jedenfalls für die beteili-
gten Seiten sich die Überlegung aufdrängen mag, daß ein 
„Verzicht“ zum Zwecke der Sanierung wirtschaftlich umso 
leichter fällt, je höher eine tatsächliche oder zumindest ge-
dachte Teilwertabschreibung auf die entsprechenden For-
derungen vorzunehmen ist. Wenn sich durch eine ent-
sprechende Aufgabe oder jedenfalls Einschränkung der 
Ansprüche auf ein noch leistbares Maß zugleich eine Frei-
heit von zwar unsicheren, aber im Erfolgsfall werthaltigen 
Gegenansprüchen „erkaufen“ läßt, ist auch von daher eine 
solche Regelung vernünftig. Aber auch insoweit werden re-
gelmäßig nicht konkret bezifferte und in ihrer Berechtigung 
(erst recht nicht übereinstimmend als solche beurteilte) 
eindeutige Ansprüche verrechnet oder gegeneinander auf-
gerechnet, sondern eine Gesamtlösung aus verschiedenen 
Gesichtspunkten gebildet. Dies gilt durchaus auch bei nicht 
unbedingt mehrdimensionalen, sondern einfacher gelager-
ten gegenseitigen Rechtsverhältnissen. Gerade bei objek-
tiv zurzeit mit einem erheblichen Wertverlust behafteten, 
aber nicht wertlosen Kapitalanlagen, kann es für beide Sei-
ten eine gangbare Lösung sein, statt einer rechtsförmlichen 
„Rückabwicklung“ zu einer Lösung zu kommen, bei der der 
Anleger die entsprechende Kapitalanlage (ggf. mit zukünf-
tigem Erholungspotenzial) behält, die betreffende Bank 
aber ganz oder teilweise auf anderweitige Ansprüche aus der 
Finanzierung dieser Anlage oder auch eines anderweitigen 
Darlehens verzichtet, erst recht wenn sie (vollständige) Rea-
lisierung der dortigen Ansprüche aus ihrer Sicht als zweifel-
haft oder zumindest risikobehaftet einstufen muß. 

2. Zuordnung zu bestimmten Einkünften

Der BFH erkennt derartige Motivationslagen durchaus als 
bestimmend an und judiziert, daß diese als solche weder 

steuerbar wären, noch einer konkreten Einkunftsart unter-
lägen. Dabei prüft er durchaus – im Sachverhalt ging es um 
Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, welche der 
Steuerpflichtige mit seiner Anlage erzielen wollte – mög-
liche Zuordnungen zu der in Rede stehenden Einkunftsart. 
Sowohl der – denkbaren – Erstattung von Werbungskosten 
in Gestalt erstatteter Schuldzinsen als auch einer (nach-
träglichen) Minderung der Anschaffungskosten für die in 
Rede stehende Eigentumswohnung erteilt er dabei eine Ab-
sage. Anzufügen ist, daß auch bei den Einkünften aus Kapi-
talvermögen ähnliche Leitlinien gelten dürften, wobei der 
Werbungskostenabzug einerseits bzw. die Besteuerung von 
Ersatzleistungen andererseits hierfür ohnehin nur einge-
schränkt gilt (vgl. § 20 Abs. 9 EStG); ein Ersatz für den Ver-
lust oder die Werteinbuße im Vermögensstamm selbst wäre 
jedoch auch hier denkbar (vgl. § 20 Abs. 3 EStG). 

Auch im Rahmen von Anlageformen, welche gewerb-
liche Einkünfte im Sinne des § 15 EStG nach sich ziehen 
(sollen), sind diese Gedanken schließlich heranzuziehen. 
Einschränkend ist allerdings hier darauf hinzuweisen, daß 
dort Zuflüsse, wenn sie in einem hinreichenden Zusammen-
hang mit der Einkunftsart stehen, als (Sonder-) Betriebsein-
nahmen im Rahmen von § 15 EStG oder im Rahmen der Er-
mittlungen eines Veräußerungsgewinns nach § 16 EStG in 
Betracht kommen, weshalb auch allgemein Schadensersatz-
leistungen dort in größerem Umfang der Einkunftssphäre 
zugeordnet werden.13

3. Kompensationsleistungen als eigenständige Einkünfte?

Schließlich prüft der Bundesfinanzhof auch noch, ob die 
als Kompensation gewährten Verzichte auf (weitere) An-
sprüche der Bank – als solche – Einkünfte nach § 22 Nr. 3 
EStG bewirken könnten. Dies wird aus mehreren Grün-
den abgelehnt. Zum einen würde der bloße Rechtsver-
zicht nicht zu Einkünften gem. § 22 Nr. 3 EStG führen.14 
Es würde außerdem nicht nur an einer konkreten Leistung 
des Anlegers fehlen, sondern bei einer Gesamtbereinigung 
aus anderen Gründen bestehender Zustände auch an einer 
Erwerbstätigkeit des Anlegers, da solche Gesamtregelungen 
gerade nicht „um der Gegenleistung willen“ abgeschlossen 
würden. Schließlich könne – und damit schließt sich in ge-
wisser Hinsicht der Kreis der Argumentation – eine insoweit 
gedachte „Gegenleistung“ auch keiner konkreten Leistung 
des Steuerpflichtigen zugeordnet werden, da ja entspre-

11 Vgl. in ähnliche Richtung auch schon BFH, Urteile vom 06.09.2016 – 
IX R 44/14, 45/14 und 27/15 und vom 31.01.2017 – IX R 26/16, wenn 
auch mit stärker Tendenz zur steuerlichen „Zerlegung“ von Kompen-
sationsleistungen.

12 BFH, wie FN 9, Tz. 25.

13 Vgl. etwa im Überblick Schmidt-Loschelder, EStG, 40. Auflage, § 4, 
Rz. 60.

14 Zur Rückausnahme des sog. Berufsklägers vgl. FG Köln, Urteil vom 
11.06.2015 – 13 K 3023/13, ähnlich auch schon BFH vom 06.09.2016 
– IX R 44/14, Rz. 39, m.w.N.
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chend der unterliegenden Intention beider Seiten letztlich 
eine Gesamtbereinigung intendiert war.

C.  Fazit: Gestaltungs- und Zweifelsfragen

Mit dieser nun in ihrer Tendenz schon gefestigten Recht-
sprechung wird der Gefahr vorgebeugt, daß allein durch 
mehr oder weniger ausführliche Regelungen zur (Mit-) Erle-
digung weiterer Ansprüche ein Einfallstor dafür geschaffen 
wird, solche Ansprüche – mögen sie bei isolierter Betrach-
tung auch zu steuerbaren und steuerpflichtigen Einkünf-
ten führen – aus einer Gesamtregelung „herauszuschälen“. 
Trotzdem bleibt in der Praxis sicher die Gefahr bestehen, 
daß das konkret handelnde Finanzamt einen oder mehrere 
Aspekte als maßgeblich betrachtet und dann im Rahmen 
einer wirtschaftlichen Betrachtungsweise aus seiner Sicht 
einer bestimmten Einkunftsart zuordnet. Je komplexer die 
zu Grunde liegenden Sachverhalte sind, die einer Gesamt-
regelung zugeführt werden sollen, desto weniger dürfte 
dies gelingen. Aber auch bei relativ „einfachen“ Verhältnis-
sen mit zwei gegenseitigen Ansprüchen oder auch nur ein-
seitigen (Schadens-) Ansprüchen sollte es Ziel des Beraters 
sein, mit Blick auf die Steuerfolgen den Blick auf den Ge-
samtzweck zu lenken und eine einseitige Fokussierung auf 
steuerpflichtige Einkünfte durch die entsprechenden Leis-
tungen oder ihre Ver- bzw. Aufrechnung miteinander zu 
vermeiden. 

Damit rücken allerdings auch die Grenzen dieser Recht-
sprechung in den Blick. Bei allen betreffend Kapitalanlagen 
in Rede stehenden Einkunftsarten ist ein Großteil der denk-
baren Formen von direkten oder im Verrechnungswege 
vorzunehmenden Kompensationsleistungen inzwischen 
steuerbar und steuerpflichtig. Ebenso wie die vorsorgliche 
Einbeziehung aller denkbaren weiteren Ansprüche entspre-
chend anwaltlicher Sorgfalt bei Vergleichen der Finanzver-
waltung kein „Auswahlermessen“ zur Extraktion einzelner 
passender Sachverhalte zur Bejahung von entsprechenden 
Einkünften gibt, läßt sich ein eindeutiges und konkretisier-
bares Anspruchsverhältnis (welches ggf. schon rechtshän-
gig gemacht wurde) auch nicht allein durch blumige „Ver-
einbarungskosmetik“ vernebeln. 

Dies gilt erst recht dann, wenn die Frage der ggf. man-
gelnden wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit oder eines „Sa-
nierungsinteresses“ bei dem Anleger und Steuerpflichtigen 
keine Rolle spielt. Dann muß auch weiterhin eine anschlie-
ßende Steuerbelastung der direkt oder auf dem Verrech-
nungswege geflossenen Kompensationsleistung ins Auge 
gefaßt werden und durch den Berater im Vorhinein bei der 
Verhandlung der wirtschaftlichen Parameter im Rahmen 
der zu treffenden Lösung berücksichtigt werden.


